
Die weitere Entwicklung ist bekannt. 
Die Anschlussfalle schnappt zu und es 
kommt schlimmer als befürchtet. Keine 
(Wieder)vereinigung zweier deutscher 
Staaten in freier Selbstbestimmung des ge-
samten deutschen Volkes mit einer neuen, 
das Grundgesetz der BRD und die Verfas-
sung der DDR ablösenden neuen Verfas-
sung. Statt dessen ein Anschluss durch 
Unterstellung des Beitrittsgebietes unter 
den Rechtskreis des Grundgesetzes West-
deutschlands.

Ministerpräsident de Maizière macht den 
immer noch auf Rettung des Volkseigen-
tums orientierenden Abgeordneten klar, 
dass die Privatisierung des Volkseigentums 
eine unverhandelbare Bonner Forderung 
an den Beitrittswünschenden ist. Für Ost-
deutschland wird es nicht nur ein Ausver-
kauf. 61 ostdeutsche Unternehmen pro 
Woche privatisiert die Treuhand in den er-
sten sechs Monaten ihres Bestehens. Mar-
garet Thatcher brachte ihren berüchtigten 
Ausverkauf von Staatsunternehmen gerade mal auf 54 … in zehn Jahren.

Mit dem Anschluss gemäß Art. 23 GG, konkretisiert im sogenannten Einigungs-
vertrag vom 31.08.1990, wird eine „Sozialunion“ geschaffen, die alle sozialen 
Standards der DDR beendet. Sie waren denen der BRD sehr überlegen. Die 
qualitativ hohen Standards des erfolgreichen und international hoch aner-

kannten DDR-Bildungswesens werden zurückgenommen, das auf den Patienten fokussierte 
Gesundheitswesen endet abrupt ... All diese Errungenschaften passen nicht in die kapitali-
stische Gesellschaft der BRD, mithin ihr Gesetzessystem, und die westdeutsche Linke lässt 
sich in der Phase des deutschen Umbruchs paralysieren. Solidarität mit den Ostdeutschen 
wird zum Kampfbegriff der Konservativen.

Nachdem auf der Grundlage der eilig eingeführten DM der Sozialstaat DDR seiner ökono-
mischen Basis beraubt ist, das oktroyierte Grundgesetz weitgehend zu rechtlicher Gleich-
schaltung beigetragen hat und die letzten Übergangsregelungen Geschichte sind, kommt 
das soziale Elend auch über Westdeutschland. Die Gunst der kurzen Stunde von der Wende 
zum Anschluss der DDR war genutzt worden. Helmut Kohl, vordem durchaus Abwählkandi-
dat schaffte es noch einmal, als Kanzler der „Einheit“. In der nun folgenden Regierungszeit 
der CDU/CSU- und FDP-Koalition und relativ unbemerkt von Medien und politischer Öffent-
lichkeit drängen die Liberalkonservativen nach vorn.

Hoffnung –
Anschluss –
Sieg.

Der Weg der Marktradikalen.

Am 26. November 1989 wird der Aufruf „Für unser Land“ veröffentlicht. Die drohende Entwicklung vor Augen, wurde das Papier von Akteuren der Demokratie-
bewegung erarbeitet. Der Schriftsteller Stefan Heym trägt den Aufruf auf einer Pressekonferenz in Berlin vor: Entweder eine eigenständige DDR als solidarische 
Gesellschaft oder ihre Vereinnahmung durch die Bundesrepublik Deutschland. Der Aufruf richtet sich an alle Bürgerinnen und Bürger gleicher Hoffnung und Sorge 
und er wird innerhalb weniger Wochen 1,17 Mio. Mal unterschrieben. Aber es ist zu spät.

Am 4. November 1989 sind mehr als 500 000 Menschen aus 
der ganzen Republik angereist. Ihr Ziel ist der Berliner Alex-
anderplatz. Ihre Forderungen: politische Transparenz, ein 
neues Wahlsystem, Beendigung der führenden Rolle der SED 
und Meinungs-, Presse- und Versammlungsfreiheit. Die Forde-
rungen verbinden sich mit der Hoffnung auf eine von Grund auf 
erneuerte, eine demokra-
tische sozialistische DDR. 
Unter den hunderten, viel-
leicht tausenden Plakaten 
ist kein einziges, das eine 
Wiedervereinigung mit 
Westdeutschland oder ei-
nen Anschluss an die BRD 
fordert. Doch in den näch-
sten Tagen überschlagen 
sich die Ereignisse …
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Ihre Zeit begann in der BRD am 09.09.1982. An diesem Tag überreichte Wirtschaftsminister Graf Lambsdorff (FDP) 
seinem Kanzler Helmut Schmidt das erbetene „Konzept für eine Politik zur Überwindung der Wachstumsschwäche 
und zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit“. Weitreichende Maßnahmen zum Rückbau des Sozialstaates sind darin 
gelistet. Dieses als „Lambsdorff-Papier“ in die Geschichte eingegangene Drehbuch für Sozialabbau wird, seit der Re-
gierungsübernahme durch Helmut Kohl (CDU) 1982, von jeder folgenden Regierung als Entscheidungsleitfaden ge-
nutzt. Arbeiterinnen und Arbeitern, arbeitslosen Menschen und Bedürftigen wird klar gemacht, dass sie sich künftig 
selbst zu helfen haben, statt noch auf den Sozialstaat zu hoffen. Später sollte die Agenda 2010 der SPD-Grünen-Re-
gierung Gerhard Schröders die Vorschläge des Lambsdorff-Papiers sogar noch übertreffen.

Musste die Umsetzung des Lambsdorff-Papiers zunächst eher zurückhaltend verlaufen, brechen mit dem Anschluss 
der DDR alle Hindernisse weg. Die soziale Marktwirtschaft der BRD weiß sich nun nicht mehr mit dem Sozialstaat 
DDR in Konkurrenz. Mehr noch, unter dem Schirm immer heftigerer Delegitimierung des Anschlusslandes und Dis-
kreditierung seiner Sozialsysteme vollendet der Neoliberalismus seine öffentliche Meinungsführerschaft in der BRD. 
Vorerst!

Der Sieg der Marktradikalen führte so nun auch die westdeutschen Bundesländer in 
Lebensverhältnisse, in der sozialstaatliche politische Regulierung kaum mehr vorhan-
den ist und die Spanne zwischen dem Reichtum Weniger und der Armut der Vielen 
bereits ein so unerträgliches Ausmaß angenommen hat, dass die Zeit reif ist für eine 
menschenwürdigere klimagerechte Wirtschaft und das braucht:

• neue Formen des Eigentums in der kommerziellen Wirtschaft, so dass Eigentum 
 denen gehört die damit arbeiten,
• Vergesellschaftung der Finanzindustrie,
• die Verstaatlichung der existentiell bedeutsamen Bereiche Wohnen, Pflege,
 Gesundheit und Bildung, d. h. hier raus aus der profitdurchherrschten Gesellschaft,
• armutssichere Renten und vor allem
• friedliche Koexistenz der Staaten … das braucht also
 den Umbau der Bundesrepublik Deutschland zu einem
 demokratischen und sozialen Bundesstaat, dem Frieden
 der Welt dienend.
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